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VORGESCHICHTE Als Beitrag zur Bekämpfung des seit Anfang der 1970er-Jahre bestehen-
den Staatsdefizits stimmen Volk und Stände 1980 einer bis 1985 befriste-
ten Aufhebung der Kantonsanteile am Reinertrag der Stempelabgaben 
sowie am Reinertrag der Alkoholverwaltung zu (vgl. Vorlagen 302 und 
303). Da sich die Finanzlage des Bundes auch in der ersten Hälfte der 
1980er-Jahre ungünstig entwickelt, beantragt der Bundesrat in seiner 
Botschaft zur Neuverteilung der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen 
vom September 1981 – zusammen mit ersten Massnahmen zur Neuvertei-
lung der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen (vgl. Vorlagen 326, 327 
und 328) – die definitive Aufhebung dieser Kantonsanteile. 

Das Parlament stimmt diesen Vorlagen mit grosser Mehrheit zu – dagegen 
stellen sich einzig die Linksaussenparteien. Da diese Beiträge an die Kan-
tone in der Verfassung festgeschrieben sind, haben auch Volk und Stände 
über die Vorlagen zu befinden. 

GEGENSTAND Volk und Stände stimmen über folgende beiden Finanzvorlagen ab: 1. Un-
befristete Aufhebung des Kantonsanteils am Reinertrag der Stempelab-
gaben (BV-Änderung Art. 41bis Abs. 1 Bst. a; Aufhebung Art. 14 der Über-
gangsbestimmungen der BV). Bis 1980 gab der Bund ein Fünftel (rund 140 
Millionen Franken) seiner Stempeleinnahmen auf Wertpapieren und Ver-
sicherungsprämien an die Kantone ab; 2. Unbefristeter Abbau des Kan-
tonsanteils – ausser dem sogenannten Alkoholzehntel – am Reingewinn 
der Alkoholverwaltung (Änderung BV Art. 32bis Abs. 9, Aufhebung Art. 15 
der Übergangsbestimmungen der BV). Bis 1980 gab der Bund 50% (40% 
frei, 10% gebunden; diese entsprechen dem sogenannten Alkoholzehn-
tel, das zur Bekämpfung des Alkoholismus eingesetzt werden muss) des 
Reingewinns der Alkoholverwaltung an die Kantone ab (jährlich ca. 150 
Millionen Franken). 

ABSTIMMUNGSKAMPF Alle grossen Parteien – mit Ausnahme einzelner Kantonalsektionen der 
SP, FDP, CVP und der LP – sowie die Wirtschaftsdachverbände und Ar-
beitgeberorganisationen stellen sich hinter die beiden Vorlagen. Sie be-
tonen die Dringlichkeit der Sanierung der Bundesfinanzen. Die Gegner 
dieser Vorlagen – die PdA, PSA und POCH einerseits und föderalistische 
Gruppierungen andererseits – stellen sich gegen die ihrer Ansicht nach 
einseitige Haushaltsanierung (die Bundesfinanzen sollen auch mit Mehr-
einnahmen saniert werden) bzw. gegen die Umverteilungspolitik zulasten 
der Kantone. 

ERGEBNIS Bei einer Stimmbeteiligung von 35,2% werden beide Vorlagen deutlich 
angenommen. Der Aufhebung des Kantonsanteils am Reinertrag der Al-
koholverwaltung stimmt das Volk mit 72,3% Jastimmen zu, dem Abbau 
des Kantonsanteils am Reinertrag der Stempelabgabe mit 66,5% Jastim-
men. Ausser dem Kanton Jura stimmen alle Kantone beiden Vorlagen zu, 
die Westschweizer Kantone tendenziell etwas weniger deutlich als die 
Mehrheit der Deutschschweizer Kantone. 
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